Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3270 


Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 23. September 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rats zur neuen Änderung der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide, insbesondere hinsichtlich der für 
Italien vorgesehenen besonderen Maßnahmen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Septem- 
ber 1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rats 
zur neuen Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide, insbesondere hin- 
sichtlich der für Italien vorgesehenen besonderen Maßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 1 der niederländischen Fassung der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG des Rats vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 830/68 des Rats vom 28. Juni I960 2 ), ist 
bei der „Bezeichnung der Erzeugnisse" ein Fehler 
unterlaufen, der eine Berichtigung dieses Textes 
erforderlich macht. 

Der innergemeinschaftliche Handel mit Futter- 
getreide soll möglichst erleichtert werden; falls 
Italien die ihm durch Artikel 23 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG eingeräumte Möglichkeit in An- 
spruch nimmt, ist die Bezahlung der Subvention zu 
beschleunigen, die für Lieferungen von Getreide aus 
anderen Mitgliedstaaten nach Italien zu gewähren 
ist; um dieses Ziel zu erreichen, ist für den Her- 
kunftsmitgliedstaat die Möglichkeit vorzusehen, dem 
Absender, der dies zu beantragen hat, die Subven- 
tion direkt zu zahlen; dem betreffenden Mitglied- 
staat obliegt es, Italien von dieser Zahlung zu unter- 
richten — 


Artikel 1 

Die niederländische Fassung des Verzeichnisses 
der unter Artikel 1 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
aufgeführten Erzeugnisse, geändert durch die Ver- 
ordnung Nr. 830/68, ist für die unter der Num- 
mer 10.07 des Gemeinsamen Zolltarifs fallenden 
Erzeugnisse wie folgt zu lesen: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


i 

i 


10.07 


j 

„Boekweit, kanariezaad en gierst J 
(pluimgierst, trosgierst, sorgho 
of doerra, enz.); andere granen" 


Artikel 2 

Absatz 1 und Absatz 2 des Artikels 23 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG werden wie folgt ergänzt: 
„. . ., es sei denn, daß diese Subvention dem Absen- 
der des Getreides auf dessen Antrag vom Herkunfts- 
mitgliedstaat gezahlt wurde, der Italien hiervon 
unverzüglich in Kenntnis setzt. Italien unterrichtet 
alle Mitgliedstaaten laufend über die Höhe der je- 
weils geltenden Subvention." 


Artikel 3 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, Seite 2269/67 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, Seite 23 


Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1968 in 
Kraft. Die Vorschrift des Artikels 1 ist vom 29. Juli 
1968 an anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Eine Überprüfung der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG des Rats vom 13. Juni 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide, zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 830/68 des j 
Rats vom 28. Juni 1968, hat ergeben, daß eine An- 
passung des Artikels 1 der niederländischen Fassung 
an den Text der anderen Sprachen erforderlich ist. 

2. Des weiteren hat es sich als notwendig erwiesen, 
die Regelung über die Bezahlung der Subventionen 
im Falle einer Anwendung von Artikel 23 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG geschmeidiger zu gestal- j 
ten. Es ist in der Tat zweckmäßig, demjenigen, der j 
aus der Gemeinschaft stammendes Futtergetreide | 
liefert, für das die in Artikel 23 vorgesehene Sub- J 


vention zu gewähren ist, die Möglichkeit einzuräu- 
men, die Bezahlung dieser von Italien zu gewähren- 
den Subvention von der Verwaltung seines eigenen 
Landes zu verlangen. Dem betreffenden Mitglied- 
staat muß daher das Recht zur Zahlung eingeräumt 
werden. Die finanziellen Auswirkungen für den 
europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft bleiben die gleichen, da die Ver- 
gütung der Subvention unabhängig davon, welcher 
Mitgliedstaat die Zahlung vorgenommen hat, voll- 
ständig zu Lasten des Fonds geht. Es erscheint jedoch 
zweckmäßig, eine Verpflichtung zu gegenseitigen 
Informationen vorzusehen, um doppelte Bezahlun- 
gen zu verhindern. 
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